
Die Katze ist aus dem Sack. 
Aufgrund „bestehender wirt-
schaftlicher Herausforderun-
gen“, so die Tierpark GmbH, sei 
„eine Herauslösung von freien 
Flächen aus dem Gesamt-
areal eine Option“. Und der 
Finanzstaatssekretär Wolfgang 
Schyrocki (CDU) ergänzt in der 
Antwort auf meine schriftliche 
Anfrage, dass genau diese 
Option derzeit senatsseitig 
geprüft werde. Was in der 
Zukunft droht, das ist eine Zer-
stückelung des Tierparks.

Anfangen soll es wohl da, wo 
es den meisten Menschen am 
wenigsten weh tut. Der Park-
platz des Tierparks neben dem 
Eingang zum Schloss Fried-
richsfelde wurde schon im 
städtebaulichen Rahmenplan 
für Friedrichsfelde als Poten-
zialfläche für Wohnungsbau 
ausgemacht. Doch auch für 
eine Fläche auf der nördlichen 
Seite des Eingangs gibt es 

derartige Pläne und die treffen 
den Tierpark ganz unmit-
telbar. Ohnehin sind in dem 
Bereich dort weitreichende 
Veränderungen zu beobach-
ten. Das Personal ist aus den 
Kassenhäuschen abgezogen 
worden, Automaten sollen es 
jetzt dort richten. Es ist nicht 
zuletzt eine Reaktion auf die 
selbstgeschaffene Unattrakti-
vität im Umfeld des Schlosses. 
Denn mit der Schließung der 
Fasanerie im Februar dieses 
Jahres ist nunmehr auch das 
letzte tierische Refugium im 
Nordwesten des Tierparks ver-
schwunden. Pläne, wie es dort 
künftig weitergehen soll, sind 
nicht bekannt. Und so wird 
der Verdacht genährt, dass 
für diverse Randflächen die 
Umwandlung in Bauland genau 
die Option ist, von welcher der 
CDU-Staatssekretär sprach.

Natürlich wird der Tierpark 
nicht geschlossen, so wie es 

immer mal wieder diskutiert 
worden ist, aber er büßt an 
Attraktivität ein und jetzt wohl 
auch an Fläche. Natürlich gibt 
es diese Vorzeigeprojekte, 
die Himalaya-Landschaft, 
die Savanne mit den Giraffen 
oder künftig das Elefanten-
haus – aber das sind auch die 
Projekte, die ganz wesentlich 
dazu beigetragen haben, dass 
der Tierpark vor wesentlichen 
wirtschaftlichen Herausforde-
rungen steht, wie er es selbst 
benennt. Allein die Kosten für 
das Elefantenhaus sind völlig 
aus dem Ruder gelaufen, von 
einst 35 Millionen auf aktuell 
über 60 Millionen Euro. Die 
ohnehin stetig steigenden 
Eintrittspreise werden es nicht 
richten und so wird nun das 
Areal des Tierparks gefleddert. 
Teile einer historischen Park-
landschaft zur Bebauung frei-
geben zu wollen ist frevelhaft 
und das darf und wird nicht 
unwidersprochen bleiben.
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Liebe Nachbarin,  
lieber Nachbar,
ganz ehrlich, ich habe mich 
gefreut, als ich erfuhr, 
dass im Bezirksamt das 
Verfahren zur Bebauung 
der Spreeküste entlang 
der Köpenicker Chaussee 
eingestellt wurde. Eine 
gewaltige Hochhausfront 
sollte dort entstehen, 
voller Büros. Und keine 
einzige Wohnung. Diese 
Pläne gingen grandios am 
Bedarf vorbei. Nun steht 
erst einmal alles wieder auf 
„Los“. Ausdrücklich sei jetzt 
auch Wohnungsbau bei der 
Entwicklung der Flächen 
Teil der Debatte heißt es 
aus dem  Lichtenberger 
Rathaus. Doch der Weg 
dahin, am Ufer der Spree 
Wohnungen zu bezahl-
baren Preisen zu bauen, 
dürfte noch ein langer sein. 
Der  potenzielle Investor 
und zentrale Grundstücks- 
eigentümer hat sich 
bislang kaum durch sein 
Engagement im sozialen 
Wohnungsbau als vielmehr 
durch knallharte Durch-
setzung seiner Profitin-
teressen hervorgetan. Es 
wird ergo viel Mühe und 
Überzeugungskraft kosten, 
die Bebauung auf einen 
guten Weg zu bringen.
Was bleibt, ist die Chance 
auf lebendige Quartiere, 
wo nicht bereits am frühen 
Abend die Bürgersteige 
hochgeklappt werden. Eine 
solche Perspektive sollte 
auch für einen hartgesot-
tenen Immobilienentwickler 
verlockend sein, schließlich 
hat ein gutes Image auch 
einen guten Marktwert.
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Zwei Powerfrauen kandidieren. Meine Fraktionskollegin Elif Eralp möchte die erste linke Regierende Bürger-
meisterin von Berlin werden und ich meinen bereits 2016 und 2021 gewonnenen Wahlkreis in Friedrichs- 
felde und im Weitlingkiez verteidigen. Denn aller guten Dinge sind drei.  Foto: Malte Rohrmoser

Ganz nach diesem Motto  feiern 
wir jedes Jahr im Juni auf dem 
Heinrich-Dathe-Platz ein tolles 
Kinderfest. Es ist immer eine 
lustige Party mit Hüpfburg, 
Zuckerwatte, Grillwurst, Spielen, 
Seifenblasen und Luftballons. 
Mit vielen fröhlichen Kindern 
und begeisterten Familien 
macht es einfach großen Spaß. 
Es ist eine Möglichkeit für Klein 
und Groß aus der Nachbar-
schaft, sich kennenzulernen 

und das soziale Miteinander der 
Kinder aus der Umgebeung wird 
auf spielerische Weise gestärkt.

Natürlich wird es auch in die-
sem Jahr wieder unser Kin-
derfest geben. Am 3. Juni sind 
ab 15 Uhr alle herzlich auf den 
Heinrich-Dathe-Platz (U-Bahn-
hof Tierpark) zur Party einge-
laden, mit der wir auch diesen 
Tag zum Kindertag machen 
wollen.

Tiere schützen in der eigenen 
Berliner Nachbarschaft, das 
hat sich der Verein Tierschutz 
im Kiez e.V. in Lichtenberg zur 
Aufgabe gemacht. Der Verein 
wurde 2021 gegründet und 
setzt sich ehrenamtlich für das 
Wohl kleiner Tiere ein – vor 
allem Wellensittiche, Nymphen-
sittiche und Kaninchen. Ein 
zentrales Projekt ist der Aufbau 
und die Pflege von Vogelvo- 
lieren an öffentlichen Stand- 
orten. Diese Volieren bieten 
geretteten Vögeln sichere Le- 
bensräume, während Besucher 

gleichzeitig für Tierschutz-
themen sensibilisiert werden. 
Weil die Volieren nicht mehr 
an ihrem vorherigen Standort 
in der Rummelsburger Straße 
bleiben konnten, haben sie seit 
Juli 2025 ein neues Zuhause in 
der Moldaustraße 10/12 bei den 
RBO Wohnstätten bezogen. 
2025 wurde der Verein mit 
dem Lichtenberger  Bezirkstaler 
ausgezeichnet – einer Ehrung 
für besonderes freiwilliges 
Engagement im Bezirk. Die 
Auszeichnung würdigt die 
großartige Motivation und 

Verantwortung der Aktiven, die 
sich mit viel Herzblut um die 
verletzten und abgegebenen 
Tiere kümmern.
Wer den Verein unterstützen 
möchte, kann dies durch 
Spenden, eine Tierpaten-
schaft, die Bereitstellung von 
Sachspenden (z. B. Futter, 
Reinigungsmittel, Äste oder 
Kräuter) oder durch ehren- 
amtliche Mitarbeit tun. Mehr 
Informationen und Kontakt-
möglichkeiten finden sich auf 
der Website: https://tierschutz-
im-kiez.de/

In einem Wohnblock der „ber-
linovo“ mit 350 Wohnungen 
an der Sewanstraße hatten 
Mieter:innen angesichts feh- 
lender Wärmemengenzähler 
gegen ihre Betriebskostenab- 
rechnung einen Sammelwi- 
derspruch eingereicht. Dieser 
wurde vom Immobilienunter- 
nehmen pauschal abgelehnt. 
Nachdem ich intervenierte, 
wurde dem Widerspruch 
stattgegeben. Jetzt erhalten 
alle Mietparteien Geld zurück, 
im Schnitt rund 200 Euro pro 
Wohnung. 

Anfang des Jahres sollte das 
Lichtenberger Gesundheitsamt 
in die Ruschestraße umzie-
hen, in neue Räume mit guter 
Arbeitsatmosphäre und einem 
professionellen Umfeld, wie 
CDU-Bürgermeister Schaefer 
im Februar 2025 vollmundig 
erklärte. Doch Pustekuchen, 
die Mitarbeitenden wie auch 
Bürgerinnen und Bürger 
müssen sich auch weiterhin 
mit dem völlig desolaten und 
abgelegenen Haus in Fried- 
richsfelde herumschlagen. 
Ende offen.

Tierschutz im Kiez

Macht jeden Tag zum Kindertag

Von Mensch und Tier

find ick jut
find ick nich’ jut

Am 3. Juni ab 15 Uhr auf  
dem Heinrich-Dathe-Platz

Foto: Tierschutz im Kiez e.V.

Tipp

Hände weg vom Tierpark



Derzeit befinden sich 404.170 
Wohnungen in Berlin in 
Landesbesitz und es werden 
immer mehr. Über 9.000 
Wohnungen sind seit 2020 
allein in Lichtenberg durch 
Neubau oder Ankauf hinzuge-
kommen. Aktuell gibt es im 
Bezirk 67.563 landeseigene 
Wohnungen. Das sind 42,36 
Prozent des Gesamtbestands 
und wir stehen damit an der 
Spitze aller Bezirke. Viele von 
ihnen befinden sich in meinem 
Wahlkreis in Friedrichsfel-
de und dem Weitlingkiez. 
Den größten Anteil hat die 
HOWOGE, aber auch die 
Degewo, Gewobag, Stadt und 
Land und die berlinovo haben 
Wohnungen in Lichtenberg.
Die allermeisten Menschen 
sind wohl sehr zufrieden, in 
einer solchen Wohnung zu 
leben. Auch hat das Land 

Berlin für seine Wohnungen 
besondere mieterfreundliche 
Regelungen möglich gemacht, 
zum Beispiel eingeschränkte 
Mieterhöhungsmöglichkei- 
ten durch die landeseigenen 
Unternehmen. Doch natürlich 
gibt es immer auch wieder 
Probleme zwischen Mieter-
innen und Mietern und einem 
landeseigenen Vermieter. 
Um dem besser abhelfen zu 
können wurde im März 2024 
eine Ombudsstelle ins Leben 
gerufen.

Unterstützung gibt es dort, 
wenn zum Beispiel eine 
Mieterhöhung zur Folge hat, 
dass mehr als 27 Prozent des 
Haushaltsnettoeinkommens 
für die Nettokaltmiete aufge-
wendet werden muss. Auf- 
grund des Leistbarkeitsver-
sprechens der landeseigenen 

Wohnungsunternehmen kann 
dann eine entsprechende 
Mietminderung beantragt 
werden. Hilfe gibt es in der 
Ombudsstelle auch, wenn die 
Mieterhöhung zu hoch ausfällt. 
Maximal 11 Prozent innerhalb 
von drei Jahren darf sie bei 
den Landeseigenen betragen - 
das finde ich zwar immer noch 
zu viel, aber es sind weniger 
als die 15 Prozent, die bundes-
gesetzlich geregelt sind. 

Vermieter können aufgrund 
von Mietrückständen auch 
schnell die Wohnung kündi-
gen. Droht eine außerordent- 
liche fristlose Kündigung 
aufgrund von Mietrückständen 
dann sollte der Weg auch 
zur Ombudsstelle führen, um 
nach Lösungen zu suchen. 
Bei Mietschulden bieten die 
landeseigenen Wohnungsun-
ternehmen zudem Schuldner- 
oder Sozialberatungen an. 

 

Der junge Mann schnappt 
sein Rennrad, springt in 
kurzen Sätzen die wenigen 
Stufen am S-Bahnhof Nöld-
nerplatz hinab in die Un-
terführung um gleich darauf 
hoch Richtung Bahnsteig 
zu stürmen. Ein Kinderspiel, 
 denkt man. Dann aber sieht 
man die Mutter mit dem 
Zwillingswagen, die auch 
zur S-Bahn will und eigent- 
lich keine Chance darauf 

hat. Und ohne fremde Hilfe 
gleich gar nicht. Wie auch 
der ältere Herr, der sich mit 
seinem Gehstock mühsam 
die Treppen zum Bahnsteig 
hinaufschleppt. Der Bahnhof 
ist ein Graus für Menschen 
mit Mobilitätseinschränkun-
gen jeglicher Art. Und das soll 
auch noch eine ganze Weile 
so bleiben. Erst Ende 2035, 
so erklärt es mir der  Senat 
in Beantwortung meiner 

schriftlichen Anfrage, soll 
der barrierefreie Ausbau der 
Station abgeschlossen sein. 
„Voraussichtlich“, was heißt, 
es könne durchaus auch noch 
später werden.

Der S-Bahnhof Nöldnerplatz 
wäre damit der letzte Bahn-
hof im Berliner Stadtgebiet, 
der diesen längst selbst-
verständlichen Standard 
erfüllen wird. Knapp 14.000 
Menschen nutzen werktags 
diese Station, hinzu dürften 
noch die zahlreichen Pas-
santen kommen, welche die 
Unterführung auf ihrem Weg 
aus oder in den Kaskelkiez 
benutzen. Deshalb finde ich 
jede weitere Verzögerung 
unverantwortlich.

Ich habe das Gefühl, und 
damit stehe ich nicht allein, 
dass dieser Berliner Senat 
und die Deutsche Bahn die 
Menschen im Weitlingkiez im 

Stich lassen. Die wiederholten 
zeitlichen Verschiebungen der 
Planungen sind einfach nicht 
mehr zu tolerieren. Natür-
lich ist das ein schwieriges 
bauliches Unterfangen, das 
 bestreitet niemand, aber es 
fehlt der ernsthafte Wille, dort 
endlich schnellstmöglich die 
notwendigen Baumaßnahmen 
zu beginnen. So bleibt der 
S-Bahnhof auch die nächsten 
zehn Jahre ein frustrierender 
Ort für Rollstuhlnutzende, 
ältere Menschen, Eltern, die 
mit Kinderwagen und ander-
en, die mit sperrigen Dingen 
unterwegs sind.In der Abwä-
gung der unterschiedlichen 
Interessen möchte ich darum 
anregen, einen barriere-
freien Zugang zum Bahnsteig 
unabhängig vom dem Gesa-
mtprojekt zu realisieren, der 
aktuelle Missstand sollte nicht 
noch für ein ganzes weiteres 
Jahrzehnt  konserviert 
werden.
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Seit nun schon zehn Jahren 
frickeln internationale Inves-
toren an der Rummelsbur- 
ger Bucht an einem Projekt 
herum, das früher mal als 
„Coral World“ bekannt wurde 
und nunmehr als „Ocean Ber-
lin“ firmiert. Als der Senat das 
exklusive Grundstück unweit 
des Ostkreuzes verkaufte, 
war viel von Öko und Bildung 
die Rede, doch kaum war 
das Geschäft über den Tisch 
gegangen, wurden die Pläne 
über den Haufen gewor-
fen und die Idee ein „Ho-
tel-Aquariums“, wie es eine 
Reporterin des rbb nannte, 
wurde aus der Tasche gezau-
bert. Damit war klar, es wird 
ein zuvorderst touristisches 
Projekt ohne besondere 
Bindung zum Quartier. Nach 
diversen Verzögerungen und 
Planungsänderungen einig- 
ten sich Senat und Investor 
aufgrund der exklusiven 
Grundstücksvergabe auf 

einen Termin für die Bezugs-
fertigkeit des „Wasserhaus-
es“ am 17. April 2026. Bei 
Nichteinhaltung wurden Ver-
tragsstrafen vereinbart, wohl 
ca. 100.000 Euro im Monat. 
Wie wir jetzt wissen, wurde 
diese Frist klar gerissen. Der 
Betonklotz ist weder außen 
noch innen fertiggestellt. 
Trotzdem verzichtet der 
Senat auf die im Kaufvertrag 
vereinbarte Vertragsstrafe. 
Die gewährte sanktionslose 
Fristverlängerung bis Ende 
des Jahres ist mehr als frag-
würdig und vor allem auch 
jenen Berlinerinnen und Ber-
linern nicht zu vermitteln, die 
von der Kürzungspolitik des 
Senats betroffen sind. Der 
Senat sollte sich nicht auf der 
Nase herumtanzen lassen.

Auch in anderer Hinsicht 
ist das Projekt umstritten. 
Zahllose exotische wilde Tiere 
aus diversen Weltregionen 

heranzuchaffen, ist weder un-
ter Tierschutzaspekten noch 
aus  ökologischen Gründen 
vertretbar, ganz zu schweigen 
von Millionen Litern salzigen 
ehemaligen Trinkwassers, 
welches jährlich das Ober-
flächenwasser in der Region  
Berlin belasten wird. Der 
Senat, so gibt er in Beantwor-
tung meiner entsprechenden 
Frage zur Kenntnis, sieht in 
dem ganzen Vorhaben keinen 
Widerspruch zu den offiziellen 
Zielsetzungen des Landes 

Berlin als ökologischen, le-
benswerten und klimafreundli-
chen Zukunftsort. Da werden 
wohl sogar auch noch die 
Hühneraugen zugedrückt, um 
das so zu bewerten.

Offiziell soll dann im Frühjahr 
2027 auch der Wasserpark als 
öffentliche Grünanlage hin zur 
Bucht fertiggestellt sein, ein 
dem Investor abgerungenes 
Zugeständnis. Wer sich heute 
vor Ort umschaut, kann aber 
auch da ins Zweifeln kommen.

Ende Februar vermeldete das 
Bezirksamt Lichtenberg die 
gute Nachricht, dass kein ein-
ziger der rund 160 öffentlichen 
Spielplätze im Bezirk gesperrt 
sei. Dass dies nur eine Mo-
mentaufnahme war, zeigte sich 
wenige Tage später, als der 
Spielplatz am Freiaplatz wegen 
einer erheblich beschädigten 
Spielkombination komplett 
geschlossen werden musste. 
Das kann passieren und er ist 

nach entsprechenden Arbeiten 
auch wieder freigegeben, aber 
es ist ein Indiz dafür, dass es 
immer schwieriger wird, den 
Standard zu halten. In den 
kommenden Jahren droht ein 
Sanierungsstau und damit 
stehen auch Sperrungen im 
Raum, da sowohl Geld als auch 
Personal unzureichend zur 
Verfügung stehen. Auch das 
eine Erkenntnis, die sich in der 
Beantwortung meiner aktuel-

len schriftlichen Frage an den 
Berliner Senat wiederfindet.

Grundsätzlich sollten Spiel-
plätze alle zehn Jahre einer 
Sanierung unterzogen werden. 
Doch so schön, erstrebens- 
wert und notwendig der Bau 
vieler neuer Spielplätze war 
und ist, und nicht zuletzt durch 
die oft großzügige Bereitstel-
lung von Fördergeldern erst 
auch ermöglicht worden war, 
so ist deren Erhalt mit einem 
gewichtigen Teil aus dem 
Bezirkshaushalt zu stemmen. 
Wenn dann die Spielgeräte alt 
und die finanziellen Mittel im-
mer knapper werden, droht ein 
Rückbau, so jedenfalls sieht es 
die zuständige Bezirksstadträ-
tin Filiz Keküllüoğlu. Nicht 
ganz zu Unrecht. Ausgehend 
von einer durchschnittlichen 
Lebensdauer eines Spiel- 
platzes von maximal 15 Jahren 

müssten jährlich neun Spiel- 
plätze saniert werden, rein 
rechnerisch sind das Kosten 
von ca. 4,5 Millionen Euro. Dies 
sei, so Senat und Bezirk in 
Beantwortung meiner Anfrage, 
„weder haushälterisch noch 
auf Personalebene auch nur 
ansatzweise umsetzbar“.
Immer weiter neue Spielplätze 
zu bauen, deren Unterhalt aber 
immer weniger abgesichert 
werden kann, wäre darum 
der falsche Weg. Der Fokus 
sollte klar auf Sanierung und 
Modernisierung bestehender 
Plätze liegen. Angesicht der 
Tatsache, dass immerhin 50 
Prozent der investiven Mittel 
zum Erhalt der  Spielplätze 
aus Sondermitteln wie zum 
Beispiel dem Kita- und Spiel- 
platzsanierungsprogramm 
des Senats stammen, wäre es 
kontraproduktiv ausgerechnet 
da die Axt anzulegen.

Laissez-faire an der Bucht

Währt lange und ist trotzdem fraglich, ob es gut wird

Räder und Kinderwägen müssen hier noch lange getragen werden

Beim Spiel wird es ernst

www.hendrikjeklein.de

Ombudsstelle für Mieter*innen in landeseigenen Wohnungen

Ein frustrierender Ort
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Spielplatz an der Huronseestraße in Friedrichsfelde

Vor-Ort-Sprechstunde der Ombudsstelle  
in Lichtenberg:
donnerstags: 15 - 17 Uhr
Kieztreff Undine, Hagenstraße 57, 10365 Berlin
Weitere Informationen: ombud-lwu.de



Derzeit befinden sich 404.170 
Wohnungen in Berlin in 
Landesbesitz und es werden 
immer mehr. Über 9.000 
Wohnungen sind seit 2020 
allein in Lichtenberg durch 
Neubau oder Ankauf hinzuge-
kommen. Aktuell gibt es im 
Bezirk 67.563 landeseigene 
Wohnungen. Das sind 42,36 
Prozent des Gesamtbestands 
und wir stehen damit an der 
Spitze aller Bezirke. Viele von 
ihnen befinden sich in meinem 
Wahlkreis in Friedrichsfel-
de und dem Weitlingkiez. 
Den größten Anteil hat die 
HOWOGE, aber auch die 
Degewo, Gewobag, Stadt und 
Land und die berlinovo haben 
Wohnungen in Lichtenberg.
Die allermeisten Menschen 
sind wohl sehr zufrieden, in 
einer solchen Wohnung zu 
leben. Auch hat das Land 

Berlin für seine Wohnungen 
besondere mieterfreundliche 
Regelungen möglich gemacht, 
zum Beispiel eingeschränkte 
Mieterhöhungsmöglichkei- 
ten durch die landeseigenen 
Unternehmen. Doch natürlich 
gibt es immer auch wieder 
Probleme zwischen Mieter-
innen und Mietern und einem 
landeseigenen Vermieter. 
Um dem besser abhelfen zu 
können wurde im März 2024 
eine Ombudsstelle ins Leben 
gerufen.

Unterstützung gibt es dort, 
wenn zum Beispiel eine 
Mieterhöhung zur Folge hat, 
dass mehr als 27 Prozent des 
Haushaltsnettoeinkommens 
für die Nettokaltmiete aufge-
wendet werden muss. Auf- 
grund des Leistbarkeitsver-
sprechens der landeseigenen 

Wohnungsunternehmen kann 
dann eine entsprechende 
Mietminderung beantragt 
werden. Hilfe gibt es in der 
Ombudsstelle auch, wenn die 
Mieterhöhung zu hoch ausfällt. 
Maximal 11 Prozent innerhalb 
von drei Jahren darf sie bei 
den Landeseigenen betragen - 
das finde ich zwar immer noch 
zu viel, aber es sind weniger 
als die 15 Prozent, die bundes-
gesetzlich geregelt sind. 

Vermieter können aufgrund 
von Mietrückständen auch 
schnell die Wohnung kündi-
gen. Droht eine außerordent- 
liche fristlose Kündigung 
aufgrund von Mietrückständen 
dann sollte der Weg auch 
zur Ombudsstelle führen, um 
nach Lösungen zu suchen. 
Bei Mietschulden bieten die 
landeseigenen Wohnungsun-
ternehmen zudem Schuldner- 
oder Sozialberatungen an. 

 

Der junge Mann schnappt 
sein Rennrad, springt in 
kurzen Sätzen die wenigen 
Stufen am S-Bahnhof Nöld-
nerplatz hinab in die Un-
terführung um gleich darauf 
hoch Richtung Bahnsteig 
zu stürmen. Ein Kinderspiel, 
 denkt man. Dann aber sieht 
man die Mutter mit dem 
Zwillingswagen, die auch 
zur S-Bahn will und eigent- 
lich keine Chance darauf 

hat. Und ohne fremde Hilfe 
gleich gar nicht. Wie auch 
der ältere Herr, der sich mit 
seinem Gehstock mühsam 
die Treppen zum Bahnsteig 
hinaufschleppt. Der Bahnhof 
ist ein Graus für Menschen 
mit Mobilitätseinschränkun-
gen jeglicher Art. Und das soll 
auch noch eine ganze Weile 
so bleiben. Erst Ende 2035, 
so erklärt es mir der  Senat 
in Beantwortung meiner 

schriftlichen Anfrage, soll 
der barrierefreie Ausbau der 
Station abgeschlossen sein. 
„Voraussichtlich“, was heißt, 
es könne durchaus auch noch 
später werden.

Der S-Bahnhof Nöldnerplatz 
wäre damit der letzte Bahn-
hof im Berliner Stadtgebiet, 
der diesen längst selbst-
verständlichen Standard 
erfüllen wird. Knapp 14.000 
Menschen nutzen werktags 
diese Station, hinzu dürften 
noch die zahlreichen Pas-
santen kommen, welche die 
Unterführung auf ihrem Weg 
aus oder in den Kaskelkiez 
benutzen. Deshalb finde ich 
jede weitere Verzögerung 
unverantwortlich.

Ich habe das Gefühl, und 
damit stehe ich nicht allein, 
dass dieser Berliner Senat 
und die Deutsche Bahn die 
Menschen im Weitlingkiez im 

Stich lassen. Die wiederholten 
zeitlichen Verschiebungen der 
Planungen sind einfach nicht 
mehr zu tolerieren. Natür-
lich ist das ein schwieriges 
bauliches Unterfangen, das 
 bestreitet niemand, aber es 
fehlt der ernsthafte Wille, dort 
endlich schnellstmöglich die 
notwendigen Baumaßnahmen 
zu beginnen. So bleibt der 
S-Bahnhof auch die nächsten 
zehn Jahre ein frustrierender 
Ort für Rollstuhlnutzende, 
ältere Menschen, Eltern, die 
mit Kinderwagen und ander-
en, die mit sperrigen Dingen 
unterwegs sind.In der Abwä-
gung der unterschiedlichen 
Interessen möchte ich darum 
anregen, einen barriere-
freien Zugang zum Bahnsteig 
unabhängig vom dem Gesa-
mtprojekt zu realisieren, der 
aktuelle Missstand sollte nicht 
noch für ein ganzes weiteres 
Jahrzehnt  konserviert 
werden.
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Seit nun schon zehn Jahren 
frickeln internationale Inves-
toren an der Rummelsbur- 
ger Bucht an einem Projekt 
herum, das früher mal als 
„Coral World“ bekannt wurde 
und nunmehr als „Ocean Ber-
lin“ firmiert. Als der Senat das 
exklusive Grundstück unweit 
des Ostkreuzes verkaufte, 
war viel von Öko und Bildung 
die Rede, doch kaum war 
das Geschäft über den Tisch 
gegangen, wurden die Pläne 
über den Haufen gewor-
fen und die Idee ein „Ho-
tel-Aquariums“, wie es eine 
Reporterin des rbb nannte, 
wurde aus der Tasche gezau-
bert. Damit war klar, es wird 
ein zuvorderst touristisches 
Projekt ohne besondere 
Bindung zum Quartier. Nach 
diversen Verzögerungen und 
Planungsänderungen einig- 
ten sich Senat und Investor 
aufgrund der exklusiven 
Grundstücksvergabe auf 

einen Termin für die Bezugs-
fertigkeit des „Wasserhaus-
es“ am 17. April 2026. Bei 
Nichteinhaltung wurden Ver-
tragsstrafen vereinbart, wohl 
ca. 100.000 Euro im Monat. 
Wie wir jetzt wissen, wurde 
diese Frist klar gerissen. Der 
Betonklotz ist weder außen 
noch innen fertiggestellt. 
Trotzdem verzichtet der 
Senat auf die im Kaufvertrag 
vereinbarte Vertragsstrafe. 
Die gewährte sanktionslose 
Fristverlängerung bis Ende 
des Jahres ist mehr als frag-
würdig und vor allem auch 
jenen Berlinerinnen und Ber-
linern nicht zu vermitteln, die 
von der Kürzungspolitik des 
Senats betroffen sind. Der 
Senat sollte sich nicht auf der 
Nase herumtanzen lassen.

Auch in anderer Hinsicht 
ist das Projekt umstritten. 
Zahllose exotische wilde Tiere 
aus diversen Weltregionen 

heranzuchaffen, ist weder un-
ter Tierschutzaspekten noch 
aus  ökologischen Gründen 
vertretbar, ganz zu schweigen 
von Millionen Litern salzigen 
ehemaligen Trinkwassers, 
welches jährlich das Ober-
flächenwasser in der Region  
Berlin belasten wird. Der 
Senat, so gibt er in Beantwor-
tung meiner entsprechenden 
Frage zur Kenntnis, sieht in 
dem ganzen Vorhaben keinen 
Widerspruch zu den offiziellen 
Zielsetzungen des Landes 

Berlin als ökologischen, le-
benswerten und klimafreundli-
chen Zukunftsort. Da werden 
wohl sogar auch noch die 
Hühneraugen zugedrückt, um 
das so zu bewerten.

Offiziell soll dann im Frühjahr 
2027 auch der Wasserpark als 
öffentliche Grünanlage hin zur 
Bucht fertiggestellt sein, ein 
dem Investor abgerungenes 
Zugeständnis. Wer sich heute 
vor Ort umschaut, kann aber 
auch da ins Zweifeln kommen.

Ende Februar vermeldete das 
Bezirksamt Lichtenberg die 
gute Nachricht, dass kein ein-
ziger der rund 160 öffentlichen 
Spielplätze im Bezirk gesperrt 
sei. Dass dies nur eine Mo-
mentaufnahme war, zeigte sich 
wenige Tage später, als der 
Spielplatz am Freiaplatz wegen 
einer erheblich beschädigten 
Spielkombination komplett 
geschlossen werden musste. 
Das kann passieren und er ist 

nach entsprechenden Arbeiten 
auch wieder freigegeben, aber 
es ist ein Indiz dafür, dass es 
immer schwieriger wird, den 
Standard zu halten. In den 
kommenden Jahren droht ein 
Sanierungsstau und damit 
stehen auch Sperrungen im 
Raum, da sowohl Geld als auch 
Personal unzureichend zur 
Verfügung stehen. Auch das 
eine Erkenntnis, die sich in der 
Beantwortung meiner aktuel-

len schriftlichen Frage an den 
Berliner Senat wiederfindet.

Grundsätzlich sollten Spiel-
plätze alle zehn Jahre einer 
Sanierung unterzogen werden. 
Doch so schön, erstrebens- 
wert und notwendig der Bau 
vieler neuer Spielplätze war 
und ist, und nicht zuletzt durch 
die oft großzügige Bereitstel-
lung von Fördergeldern erst 
auch ermöglicht worden war, 
so ist deren Erhalt mit einem 
gewichtigen Teil aus dem 
Bezirkshaushalt zu stemmen. 
Wenn dann die Spielgeräte alt 
und die finanziellen Mittel im-
mer knapper werden, droht ein 
Rückbau, so jedenfalls sieht es 
die zuständige Bezirksstadträ-
tin Filiz Keküllüoğlu. Nicht 
ganz zu Unrecht. Ausgehend 
von einer durchschnittlichen 
Lebensdauer eines Spiel- 
platzes von maximal 15 Jahren 

müssten jährlich neun Spiel- 
plätze saniert werden, rein 
rechnerisch sind das Kosten 
von ca. 4,5 Millionen Euro. Dies 
sei, so Senat und Bezirk in 
Beantwortung meiner Anfrage, 
„weder haushälterisch noch 
auf Personalebene auch nur 
ansatzweise umsetzbar“.
Immer weiter neue Spielplätze 
zu bauen, deren Unterhalt aber 
immer weniger abgesichert 
werden kann, wäre darum 
der falsche Weg. Der Fokus 
sollte klar auf Sanierung und 
Modernisierung bestehender 
Plätze liegen. Angesicht der 
Tatsache, dass immerhin 50 
Prozent der investiven Mittel 
zum Erhalt der  Spielplätze 
aus Sondermitteln wie zum 
Beispiel dem Kita- und Spiel- 
platzsanierungsprogramm 
des Senats stammen, wäre es 
kontraproduktiv ausgerechnet 
da die Axt anzulegen.

Laissez-faire an der Bucht

Währt lange und ist trotzdem fraglich, ob es gut wird

Räder und Kinderwägen müssen hier noch lange getragen werden

Beim Spiel wird es ernst

www.hendrikjeklein.de

Ombudsstelle für Mieter*innen in landeseigenen Wohnungen

Ein frustrierender Ort
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Spielplatz an der Huronseestraße in Friedrichsfelde

Vor-Ort-Sprechstunde der Ombudsstelle  
in Lichtenberg:
donnerstags: 15 - 17 Uhr
Kieztreff Undine, Hagenstraße 57, 10365 Berlin
Weitere Informationen: ombud-lwu.de



Die Katze ist aus dem Sack. 
Aufgrund „bestehender wirt-
schaftlicher Herausforderun-
gen“, so die Tierpark GmbH, sei 
„eine Herauslösung von freien 
Flächen aus dem Gesamt-
areal eine Option“. Und der 
Finanzstaatssekretär Wolfgang 
Schyrocki (CDU) ergänzt in der 
Antwort auf meine schriftliche 
Anfrage, dass genau diese 
Option derzeit senatsseitig 
geprüft werde. Was in der 
Zukunft droht, das ist eine Zer-
stückelung des Tierparks.

Anfangen soll es wohl da, wo 
es den meisten Menschen am 
wenigsten weh tut. Der Park-
platz des Tierparks neben dem 
Eingang zum Schloss Fried-
richsfelde wurde schon im 
städtebaulichen Rahmenplan 
für Friedrichsfelde als Poten-
zialfläche für Wohnungsbau 
ausgemacht. Doch auch für 
eine Fläche auf der nördlichen 
Seite des Eingangs gibt es 

derartige Pläne und die treffen 
den Tierpark ganz unmit-
telbar. Ohnehin sind in dem 
Bereich dort weitreichende 
Veränderungen zu beobach-
ten. Das Personal ist aus den 
Kassenhäuschen abgezogen 
worden, Automaten sollen es 
jetzt dort richten. Es ist nicht 
zuletzt eine Reaktion auf die 
selbstgeschaffene Unattrakti-
vität im Umfeld des Schlosses. 
Denn mit der Schließung der 
Fasanerie im Februar dieses 
Jahres ist nunmehr auch das 
letzte tierische Refugium im 
Nordwesten des Tierparks ver-
schwunden. Pläne, wie es dort 
künftig weitergehen soll, sind 
nicht bekannt. Und so wird 
der Verdacht genährt, dass 
für diverse Randflächen die 
Umwandlung in Bauland genau 
die Option ist, von welcher der 
CDU-Staatssekretär sprach.

Natürlich wird der Tierpark 
nicht geschlossen, so wie es 

immer mal wieder diskutiert 
worden ist, aber er büßt an 
Attraktivität ein und jetzt wohl 
auch an Fläche. Natürlich gibt 
es diese Vorzeigeprojekte, 
die Himalaya-Landschaft, 
die Savanne mit den Giraffen 
oder künftig das Elefanten-
haus – aber das sind auch die 
Projekte, die ganz wesentlich 
dazu beigetragen haben, dass 
der Tierpark vor wesentlichen 
wirtschaftlichen Herausforde-
rungen steht, wie er es selbst 
benennt. Allein die Kosten für 
das Elefantenhaus sind völlig 
aus dem Ruder gelaufen, von 
einst 35 Millionen auf aktuell 
über 60 Millionen Euro. Die 
ohnehin stetig steigenden 
Eintrittspreise werden es nicht 
richten und so wird nun das 
Areal des Tierparks gefleddert. 
Teile einer historischen Park-
landschaft zur Bebauung frei-
geben zu wollen ist frevelhaft 
und das darf und wird nicht 
unwidersprochen bleiben.
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Liebe Nachbarin,  
lieber Nachbar,
ganz ehrlich, ich habe mich 
gefreut, als ich erfuhr, 
dass im Bezirksamt das 
Verfahren zur Bebauung 
der Spreeküste entlang 
der Köpenicker Chaussee 
eingestellt wurde. Eine 
gewaltige Hochhausfront 
sollte dort entstehen, 
voller Büros. Und keine 
einzige Wohnung. Diese 
Pläne gingen grandios am 
Bedarf vorbei. Nun steht 
erst einmal alles wieder auf 
„Los“. Ausdrücklich sei jetzt 
auch Wohnungsbau bei der 
Entwicklung der Flächen 
Teil der Debatte heißt es 
aus dem  Lichtenberger 
Rathaus. Doch der Weg 
dahin, am Ufer der Spree 
Wohnungen zu bezahl-
baren Preisen zu bauen, 
dürfte noch ein langer sein. 
Der  potenzielle Investor 
und zentrale Grundstücks- 
eigentümer hat sich 
bislang kaum durch sein 
Engagement im sozialen 
Wohnungsbau als vielmehr 
durch knallharte Durch-
setzung seiner Profitin-
teressen hervorgetan. Es 
wird ergo viel Mühe und 
Überzeugungskraft kosten, 
die Bebauung auf einen 
guten Weg zu bringen.
Was bleibt, ist die Chance 
auf lebendige Quartiere, 
wo nicht bereits am frühen 
Abend die Bürgersteige 
hochgeklappt werden. Eine 
solche Perspektive sollte 
auch für einen hartgesot-
tenen Immobilienentwickler 
verlockend sein, schließlich 
hat ein gutes Image auch 
einen guten Marktwert.

 Ihre Hendrikje Klein, MdA
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Zwei Powerfrauen kandidieren. Meine Fraktionskollegin Elif Eralp möchte die erste linke Regierende Bürger-
meisterin von Berlin werden und ich meinen bereits 2016 und 2021 gewonnenen Wahlkreis in Friedrichs- 
felde und im Weitlingkiez verteidigen. Denn aller guten Dinge sind drei.  Foto: Malte Rohrmoser

Ganz nach diesem Motto  feiern 
wir jedes Jahr im Juni auf dem 
Heinrich-Dathe-Platz ein tolles 
Kinderfest. Es ist immer eine 
lustige Party mit Hüpfburg, 
Zuckerwatte, Grillwurst, Spielen, 
Seifenblasen und Luftballons. 
Mit vielen fröhlichen Kindern 
und begeisterten Familien 
macht es einfach großen Spaß. 
Es ist eine Möglichkeit für Klein 
und Groß aus der Nachbar-
schaft, sich kennenzulernen 

und das soziale Miteinander der 
Kinder aus der Umgebeung wird 
auf spielerische Weise gestärkt.

Natürlich wird es auch in die-
sem Jahr wieder unser Kin-
derfest geben. Am 3. Juni sind 
ab 15 Uhr alle herzlich auf den 
Heinrich-Dathe-Platz (U-Bahn-
hof Tierpark) zur Party einge-
laden, mit der wir auch diesen 
Tag zum Kindertag machen 
wollen.

Tiere schützen in der eigenen 
Berliner Nachbarschaft, das 
hat sich der Verein Tierschutz 
im Kiez e.V. in Lichtenberg zur 
Aufgabe gemacht. Der Verein 
wurde 2021 gegründet und 
setzt sich ehrenamtlich für das 
Wohl kleiner Tiere ein – vor 
allem Wellensittiche, Nymphen-
sittiche und Kaninchen. Ein 
zentrales Projekt ist der Aufbau 
und die Pflege von Vogelvo- 
lieren an öffentlichen Stand- 
orten. Diese Volieren bieten 
geretteten Vögeln sichere Le- 
bensräume, während Besucher 

gleichzeitig für Tierschutz-
themen sensibilisiert werden. 
Weil die Volieren nicht mehr 
an ihrem vorherigen Standort 
in der Rummelsburger Straße 
bleiben konnten, haben sie seit 
Juli 2025 ein neues Zuhause in 
der Moldaustraße 10/12 bei den 
RBO Wohnstätten bezogen. 
2025 wurde der Verein mit 
dem Lichtenberger  Bezirkstaler 
ausgezeichnet – einer Ehrung 
für besonderes freiwilliges 
Engagement im Bezirk. Die 
Auszeichnung würdigt die 
großartige Motivation und 

Verantwortung der Aktiven, die 
sich mit viel Herzblut um die 
verletzten und abgegebenen 
Tiere kümmern.
Wer den Verein unterstützen 
möchte, kann dies durch 
Spenden, eine Tierpaten-
schaft, die Bereitstellung von 
Sachspenden (z. B. Futter, 
Reinigungsmittel, Äste oder 
Kräuter) oder durch ehren- 
amtliche Mitarbeit tun. Mehr 
Informationen und Kontakt-
möglichkeiten finden sich auf 
der Website: https://tierschutz-
im-kiez.de/

In einem Wohnblock der „ber-
linovo“ mit 350 Wohnungen 
an der Sewanstraße hatten 
Mieter:innen angesichts feh- 
lender Wärmemengenzähler 
gegen ihre Betriebskostenab- 
rechnung einen Sammelwi- 
derspruch eingereicht. Dieser 
wurde vom Immobilienunter- 
nehmen pauschal abgelehnt. 
Nachdem ich intervenierte, 
wurde dem Widerspruch 
stattgegeben. Jetzt erhalten 
alle Mietparteien Geld zurück, 
im Schnitt rund 200 Euro pro 
Wohnung. 

Anfang des Jahres sollte das 
Lichtenberger Gesundheitsamt 
in die Ruschestraße umzie-
hen, in neue Räume mit guter 
Arbeitsatmosphäre und einem 
professionellen Umfeld, wie 
CDU-Bürgermeister Schaefer 
im Februar 2025 vollmundig 
erklärte. Doch Pustekuchen, 
die Mitarbeitenden wie auch 
Bürgerinnen und Bürger 
müssen sich auch weiterhin 
mit dem völlig desolaten und 
abgelegenen Haus in Fried- 
richsfelde herumschlagen. 
Ende offen.

Tierschutz im Kiez

Macht jeden Tag zum Kindertag

Von Mensch und Tier

find ick jut
find ick nich’ jut

Am 3. Juni ab 15 Uhr auf  
dem Heinrich-Dathe-Platz

Foto: Tierschutz im Kiez e.V.

Tipp

Hände weg vom Tierpark


